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E. Hinweise zum Bebauungsplan 

1. Mutter- und Oberbodenschutz 

Der Schutz von Mutter- und Oberboden erfolgt gem. den einschlägigen 

Bestimmungen und Richtlinien (DIN 18300, DIN 18915, DIN 19639, RAS-LP 2, 

ZTVLa-StB 05, § 202 BauGB). 

 

Der Oberboden soll während der Bauphase durch getrenntes Abschieben und Lagern 

in einer Miete bis zum Wiederaufbau in die Grünflächen geschützt werden 

(Mietenhöhe ≤ 2 m und Zwischenbegrünung bei Lagerungsdauer über 2 Monate, 

siehe auch DIN 18915, 19639). Die Miete darf nicht durch Befahren o.ä. belastet 

werden. Bevor der Oberboden aufgetragen wird, soll der im Zuge der 

Baumaßnahmen durch Befahren, Materiallagerung etc. verdichtete Unterboden 

tiefengelockert werden. Sollte nicht nutzbarer Erdaushub anfallen, sind vor einer 

Deponierung andere Verwertungsmöglichkeiten (z.B. Erdaushubbörse, 

Recyclinganlagen) zu prüfen. Bei trockener und windiger Witterung ist während des 

Baus freiliegender Oberboden bei Bedarf zu befeuchten, um Staubentwicklung zu 

vermeiden. Im Falle eines Ölunfalls im Zuge der Erdbauarbeiten ist der Boden 

auszutauschen und fachgerecht zu entsorgen. 

 

Die südlich der Erschließungsstraße angrenzenden geschützten FFH-Mähwiesen 

und Streuobstwiesen dürfen während der Bauphase nicht befahren, als Lagerplatz 

oder Baustelleneinrichtungsfläche genutzt werden. 

 

Die neuen Vorgaben des § 2 (3) Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 

(LBodSchAG) zur Erstellung eines Bodenschutzkonzepts (ab 0,5 ha) und einer 

bodenkundlichen Baubegleitung (ab 1 ha) müssen aufgrund der geringen Größe der 

Eingriffsflächen (hier 0,12 ha) nicht berücksichtigt werden. 

 

2. Verfüllungen, Auffüllungen und Geländemodellierungen 

Soweit Verfüllungen, Auffüllungen und Geländemodellierungen vorgenommen 

werden, sind bei der Verwertung (das Auf- und Einbringen) von aufbereiteten 

mineralischen Bau- und Abbruchabfällen (Recyclingmaterial) oder Böden in Baden-

Württemberg die gültigen technischen Hinweise anzuwenden 

 



VbB Am Talberg 18 
 

 
 
 
 

 

Seite 21 

• Mitteilung des Umweltministeriums Baden-Württemberg „Vorläufige Hinweise 

zum Einsatz von Baustoffrecyclingmaterial“ vom 13.04.2004, 

• Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die 

Verwertung von Abfall eingestuftem Bodenmaterial, 14.03.2007 Az. 25-

8980.08M20 Land/3 

 

3. Bodenmaterial 

Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z. B. gärtnerische 

Nutzung, Grünflächen) sind die Vorsorgewerte der Bundesbodenschutz- und 

Altlastenverordnung bzw. die Zuordnungswerte 0 (Z 0) der vorgenannten 

Verwaltungsvorschrift für Bodenmaterial einzuhalten. 

 

4. Bodenverdichtungen 

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu 

vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor einer erheblichen und nachhaltigen 

Veränderung zu schützen. 

 

5. Niveauausgleichsmaßnamen, Verfüllungen und Auffüllungen 

Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Niveauausgleichsmaßnahmen, 

Verfüllungen oder Auffüllungen durchgeführt werden, darf nur unbelasteter 

kulturfähiger Bodenaushub zum Einbau kommen. Es dürfen ausschließlich 

Materialien zu Einbau kommen, die nach der Bundesbodenschutz- und 

Altlastenverordnung die Vorsorgewerte für Böden bzw. den Zuordnungswert Z 0 der 

Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall 

eingestuften Bodenmaterial (VwV Boden) einhalten. 

 

6. Baumaschinen 

Es sind technisch einwandfreie, lärmgedämmte Baumaschinen und Baufahrzeuge 

mit hohen Anforderungen an den Schadstoffausstoß (technisch neuster Stand) 

einzusetzen. 

  



VbB Am Talberg 18 
 

 
 
 
 

 

Seite 22 

7. Niederschlagswasser 

Die schadlose dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser ist erlaubnisfrei. 

Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden auf 

mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert 

wird. Sollen andere Versickerungsvarianten zur Ausführung kommen, ist vom 

Bauherrn eine wasserrechtliche Genehmigung bzw. Erlaubnis beim Landratsamt 

Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz zu beantragen. Auf das Merkblatt 

„Versickerung von Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone“ des 

Landratsamtes Karlsruhe wird hingewiesen. 

 

8. Archäologische Funde 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 

Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 

Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, 

Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf 

des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 

sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 

ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei 

der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 

schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 

9. Erneuerbare Energien 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) des Bundes gilt für alle neuen Wohn- und 

Nichtwohngebäude. Der Wärmebedarf eines Gebäudes ist danach durch eine 

anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Die Nutzung erneuerbarer 

Energien (z.B. Erdwärme, Biomasse, Kollektoren, Photovoltaik-Anlagen usw.) wird 

empfohlen. Bau und Betrieb von Grundwasser-Wärmepumpenanlagen bzw. 

Erdwärmegewinnungsanlagen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Die 

Genehmigungsfähigkeit ist frühzeitig beim Landratsamt zu erfragen. Auf die 

geltenden Bestimmungen des Klimaschutzgesetzes wird verwiesen. Gemäß § 8a 

besteht die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage auf Dachflächen bei 

Neubauvorhaben. 
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10. Geothermie 

Zur Geothermie gelten die Regelungen des Leitfadens zur Nutzung von Erdwärme 

und Erdwärmesonden des Umweltministeriums Baden-Württemberg. Weitergehende 

Hinweise enthält das Informationssystem für Oberflächennahe Geothermie für 

Baden-Württemberg (ISONG). 

 
11. Wärmepumpen 

Der Betrieb von Luft/Wasser-Wärmepumpen und auch Klimageräten kann in einem 

eng umbauten Gebiet zu Lärmschutzproblemen (Nachbarschaftsbeschwerden) 

führen. Für Luft/Wasser-Wärmepumpen und Klimageräte gelten die 

immissionsschutzrechtlichen Anforderungen der TA-Lärm (Technische Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm). Diese Anlagen emittieren tieffrequenten Schall, der 

insbesondere im Nachtzeitraum besonders störend wirken kann. Vom Bauherrn bzw. 

Grundstückseigentümer ist daher ein auch hinsichtlich der Nachbarschaft geeigneter 

Standort auszuwählen, ein Gerät nach dem Stand der Technik zu installieren und die 

Aufstellfläche sowie ein Schalldämmgehäuse in die Konzeption aufzunehmen. 

 

12. Artenschutzrechtliche Vorgaben 

Die nachfolgenden artenschutzrechtlichen Vorgaben werden zur Vermeidung von 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen über den abzuschließenden 

Durchführungsvertrag abgesichert. 

 

12.1. Baubedingte Tötungen von Vögeln oder die Zerstörung von Nestern werden durch 

eine Baufeldfreimachung und Rodung der Gehölze außerhalb der Vogelbrutsaison 

(März-August) bzw. innerhalb der gesetzlich erlaubten Fristen (1. Oktober bis 28. 

Februar) vermieden. 

 

12.2. Zum Schutz der Zauneidechse ist durch einen Schutzzaun am nördlichen Baufeldrand 

Sorge zu tragen, dass keine Zauneidechsen in das Baufeld einwandern und die 

Nordostecke des Baugrundstücks beim Bau nicht als Lagerplatz genutzt oder auf 

andere Art verändert wird. 
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12.3. Für die Außenbeleuchtungen sind insektenfreundliche LED-Leuchtmittel mit einer 

Farbtemperatur von max. 3.000 Kelvin zu verwenden. Die Leuchten müssen - um auf 

nachtaktive Tiere minimierend wirken zu können - so konstruiert sein, dass der 

Leuchtpunkt möglichst weit in den Beleuchtungskörper integriert ist (sog. „Full-cut-off-

Leuchten“) und dass ein Eindringen von Insekten in den Leuchtkörper unterbunden 

wird. Die Abstrahlrichtung muss dabei nach unten gerichtet sein. Eine permanente 

nächtliche Außenbeleuchtung ist nicht zulässig. 

 

12.4. Zur Vermeidung von Vogelschlag sind verspiegelte Glasfassaden bzw. 

hochglänzende und / oder spiegelnde Materialien an den Außenfassaden, sowie 

Bereiche mit Durchsichten und Übereckverglasungen unzulässig. Zur Reduktion der 

Spiegelung dürfen nur Gläser mit einem Außenreflexionsgrad von maximal 15 % 

eingesetzt werden. Zur Reduktion der Durchsichten erhalten Glasflächen größer  

5 m2 an exponierten Stellen wie z. B. außenliegende Fenster zur freien Landschaft 

zusätzlich auf mindestens 15 % der Fensterfläche nicht transparente Markierungen, 

die gleichmäßig über die Gesamtfläche zu verteilen sind. Alternativ kann eine 

Rasterfolie Verwendung finden. Dabei ist ein Muster zu wählen, welches den 

Empfehlungen der Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ – 

Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2012, entspricht und im Flugkanal mit der 

Benotung „hoch wirksam“ (sog. Vogelschutzglas) abgeschnitten hat (Anfluggefahr 

von unter 10 %). Sowohl die Raster als auch die Farbbeklebung sind von der 

Außenseite anzubringen. Alternative Produkte oder Maßnahmen, die das 

Vogelschlagrisiko nachweislich gleichwertig wirksam mindern, sind zulässig. UV-

Produkte oder Greifvogelsilhouetten sind wirkungslos und nicht zulässig. 

 

13. Leitungserhebung 

Inner- und außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen vorhanden. Zur 

Vermeidung von Schäden an Versorgungsleitungen sind Lagepläne rechtzeitig vor 

Baubeginn von den Baufirmen bei der NETZE BW GmbH anzufordern. 
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14. Waldabstand 

Soweit eine Unterschreitung des nach § 4 Abs. 3 S. 1 LBO erforderlichen 

Mindestabstandes der baulichen Anlagen zum gemeindeeigenen Wald durch die 

Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen gem. § 4 Abs. 3 S. 2 LBO 

festgesetzt wurde, ist im Durchführungsvertrag eine Vereinbarung über die Pflege 

des Waldes auf den Grundstücken Flst.-Nr. 5644 und 5645, Gemarkung Karlsbad. 

Gegenstand dieser Waldpflegevereinbarung ist eine Waldpflegepflicht der Gemeinde 

innerhalb des 30 m Radius gegen Kostenerstattung durch den Vorhabenträger. Das 

Ziel der Baumpflegepflicht besteht in der dauerhaften Vermeidung von Gefahren 

durch aufstehende Bäume unter Berücksichtigung von naturschutzfachlichen und 

forstfachlichen Gesichtspunkten. Zudem erklärt die Vorhabenträgerin im Hinblick auf 

die Nichteinhaltung des Waldabstands zur besseren baulichen Ausnutzung der 

Vorhabenfläche, einen Haftungsverzicht für Personen und Sachschäden, die durch 

den Wald innerhalb des 30 m Radius entstehen. 

 

15. Schall 

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen verpflichtet sich der 

Vorhabenträger durch den abzuschließenden Durchführungsvertrag vor den 

Fassaden des geplanten Wohn- und Pflegegebäudes (Teilbereich C) sowie des 

umzunutzenden Gebäudes (Teilbereich A) die Einhaltung der Immissionsrichtwerte 

an den nach der 18. BImSchV maßgebenden Immissionsorten zum Schutz gegen 

Sportanlagenlärm stets sicherzustellen. Hierzu wird eine Lärmschutzeinrichtung in 

Form einer Lärmschutzwand nach Maßgabe des Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans mit einer Länge von 30 m und einer Höhe von 1,5 m bis 2,5 m 

errichtet. Auf die zeichnerischen und schriftlichen Festsetzungen des 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird hingewiesen. 

 

Es wird unabhängig hiervon empfohlen, bei zukünftigen Einzelereignissen, wie z. B. 

Heimspielen und Sportfesten, im Rahmen des Genehmigungsverfahrens darauf zu 

achten, dass keine unnötigen Lärmbelastungen für die geplante Bebauung 

entstehen, wie z. B. durch Anordnung der Lage von Musikdarbietungen, Ausrichtung 

von Lautsprechern oder Begrenzung der Zeiten. 

 

  


